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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Remscheid), Dr. Blüm, Breidbach, 
Dr. Hammans, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Vogt, Zink, Ziegler, 
von Bockeiberg, Geisenhofer, Frau Pieser, Schmitz (Baesweiler) und Genossen 
- Drucksache 7/2921 - 

betr. gesundheitsschädliche Auswirkungen des Zigarettenrauchens 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat mit Schreiben vom 28. April 1975 - 014 
- KA 7 - 69 - 343 - 1021/4 - im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
dem Bundesminister der Finanzen, dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft, dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und dem Bundes- 
minister für Verkehr die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage über die Auswirkungen des Ziga- 
rettenrauchens - Drucksache 7/2070 vom 10. Mai 
1974 ~ nicht nur auf die gesundheitlichen Schäden 
durch das Rauchen aufmerksam gemacht, sondern 
vor allem auch auf die sozialen Folgen hingewiesen. 


1. Pränatale Schäden 

Gibt es wissenschaftlich erhärtete Erkenntnisse, 
daß sich das Rauchen schwangerer Frauen auf 
die Säuglingssterblichkeit auswirkt und Mißbil- 
dungen und sonstige Schäden hervorruft? Gibt 
es statistische Angaben über das Rauchen 
schwangerer Frauen? Lassen diese Zahlenwerte 
eine bestimmte Tendenz erkennen? 

Die wissenschaftliche Forschungsstelle im Verband 
der Zigarettenindustrie hat zum Thema „Rauchen 
und Schwangerschaft" eine Zusammenfassung der 
wichtigsten wissenschaftlichen Literatur aus dem 
Jahre 1973 erarbeitet, in der nicht nur deren Er- 
gebnisse wiedergegeben sind, sondern auch Auszüge 
aus Kommentaren und Gegenäußerungen. Daraus 
ergibt sich insgesamt: Daß Rauchen während der 
Schwangerschaft für das Ungeborene nachteilige 
Folgen hat, kann vernünftigerweise nicht mehr be- 
zweifelt werden. 

Diese Feststellung gilt allgemein. Sie reicht für sich 
bereits als Antwort auf die gestellte Frage aus. Sie 


Druck: Thenöe Druck KG, 53 Bonn. Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 


allein begründet schon die ebenfalls im British 
Medical Journal [1 (1973) 369] gezogene Konse- 
quenz: „Um solche Gefährdungen zu vermeiden, 
sollten Frauen das Rauchen zumindest bei Eintritt 
I einer Schwangerschaft einstellen." 

Diese Feststellungen sind Schlußfolgerungen aus 
einer Anzahl von Einzelbeobachtungen, die teil- 
weise umstritten sind, übereinstimmend wird von 
einer großen Zahl wissenschaftlicher Untersuchun- 
gen lediglich herausgestellt, daß Rauchen während 
der Schwangerschaft einen negativen Einfluß auf 
das Geburtsgewicht der Kinder hat. Da das Körper- 
gewicht bei der Geburt jedoch ein wesentliches 
Reifezeichen ist, Untergewicht somit anzeigt, daß 
diese Kinder weniger reif und damit anfälliger sind 
als andere, läßt sich allein hieraus die genannte 
Feststellung mit der einzig möglichen Konsequenz 
- nämlich bei Eintritt der Schwangerschaft das Rau- 
chen einzustellen - begründen. Dabei ist unerheb- 
lich, daß die Angaben über die durchschnittliche 
Verringerung des Geburtsgewichts zwischen 170 
und 482 Gramm lagen. Für die Verringerung des 
Geburtsgewichts ist eine Abhängigkeit von der 
Höhe des Zigarettenkonsums nachgewiesen worden, 
über die Ursachen dieses Befundes gibt es abwei- 
chende Meinungen. Dem Nikotin mit seiner gefäß- 
verengenden Wirkung wird eine weniger große 
Bedeutung zugemessen. Vorherrschend ist die Auf- 
fassung, daß eine Unterversorgung des Ungebore- 
nen mit Sauerstoff durch die Bindung eines Teiles 
der Sauerstoffträger im mütterlichen Blut an das mit 
dem Rauchen aufgenommene Kohlenmonoxid zu- 
stande kommt. Dieser Sauerstoffmangel ist jedoch 
möglicherweise nicht allein ausschlaggebend. Der 
Wirkungszusammenhang ist noch nicht eindeutig 
geklärt. 

Der Meinung, daß der Gewichtsrückstand innerhalb 
von drei Monaten nach der Geburt aufgeholt wird 
und untergewichtige Kinder von rauchenden Müt- 
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tern kein größeres Lebensrisiko haben, als eben- 
falls untergewichtige Kinder von Müttern, die nicht 
rauchen, wird mit anderen Untersuchungen wider- 
sprochen. Sie ermittelten, daß der negative Einfluß 
des Rauchens in der Schwangerschaft sich nicht nur 
auf die Zeit um die Geburt, insbesondere die frühe 
Säuglingszeit beschränkt, sondern den Reifungs- und 
Wachstumsprozeß bis in das Schulkindalter pro- 
grammiert, wie es in der genannten Zusammenstel- 
lung der Forschungsstelle der Zigarettenindustrie 
heißt, die sich durch eine bemerkenswerte Objekti- 
vität auszeichnet. Für die Zeit vom 7, bis 11. Lebens- 
jahr wurde für Kinder, deren Mütter noch nach dem 
4. Schwangerschaftsmonat rauchten, festgestellt, daß 
sie sowohl im körperlichen Wachstum als auch in 
den schulischen Leistungen zurücklagen. Es wird 
ausdrücklich gesagt, daß diese Befunde sich eher als 
Folge, denn als Parallelbefund zu dem niedrigeren 
Geburtsgewicht der Kinder rauchender Mütter ver- 
stehen lassen. 

über die Sterblichkeit in der Zeit um die Geburt 
gibt es für die Kinder von Müttern, die rauchen, 
unterschiedliche Angaben. Gleiches gilt für andere 
Merkmale, etwa der Häufigkeit vorausgegangener 
Fehlgeburten. Die Entscheidung für oder gegen das 
Rauchen wird mitbestimmt durch die Persönlich- 
keitsstruktur, und diese ist in gleicher Weise be- 
stimmend für andere Einstellungen und Handlungen. 
Da der Zusammenhang von Ursache und Wirkung 
nur genau zu klären ist, wenn die zu vergleichenden 
Faktoren isoliert werden können und nicht gleich- 
zeitig auch andere Faktoren mitbestimmend sind, ist 
der Kausalzusammenhang bestimmter Beobachtun- 
gen mit dem Rauchen häufig nur schwer herzustel- 
len und deshalb oft fragwürdig. Dies aber sollte 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß es Folgewirkun- 
gen gibt, die ursächlich zwar nicht belegt, dennoch 
aber überwiegend durch Rauchen bestimmt sein 
können. Das muß für alle derzeit noch in Frage ge- 
stellten Detailbeobachtungen gelten. 

Die Sterblichkeit in unmittelbarem zeitlichen Zu- 
sammenhang mit der Geburt ist wesentlich mitbe- 
stimmt von der gesundheitlichen Sorgfaltspflicht, die 
Schwangere zu beachten haben. Ganz allgemein gilt, 
daß eine enge Beziehung besteht zwischen der In- 
tensität der Schwangerschaftsvorsorge und der Früh- 
sterblichkeit nach der Geburt. Den Faktor Rauciien 
aus diesem Geflecht zu isolieren, ist außerordentlich 
schwierig. Der Vergleich rauchender mit nichtrau- 
chenden Schwangeren genügt zur Feststellung der 
Auswirkungen des Rauchens auf diese Frühsterb- 
lichkeit nicht. Daran entzündet sich der Widerspruch 
gegen Daten, die aus diesem Vergleich gewonnen 
worden sind. Wie widersprüchlich derartige Ergeb- 
nisse sein können, ergibt sich aus einer Unter- 
suchung, über die in Medical Tribüne 45 (1972) be- 
richtet wurde. Danach betrug die perinatale Sterb- 
lichkeit bei Kindern von Nichtraucherinnen in Buda- 
pest 29,1 auf 1000 Lebendgeburten; bei Raucherin- 
nen mit einem Verbrauch von bis zu fünf Zigaretten 
täglich nur 26,5 und erst darüber fanden ßich über- 
höhte Werte bis zu 49,4 auf 1000 bei Frauen, die 
mehr als 20 Zigaretten täglich rauchten. Wie kom- 
pliziert der Zusammenhang angenommen werden 


muß, ergibt sich aus einer Untersuchung, die 1974 
veröffentlicht wurde. Dabei wurde an 5200 Fällen 
festgestellt, daß Kinder, deren Väter täglich mehr 
als zehn Zigaretten rauchten, eine höhere perinatale 
Sterblichkeit auswiesen, und zwar auch dann, wenn 
die Mütter nicht rauchten. Der Schädigungsmecha- 
nismus ist unbekannt. 

Unbestritten erscheint auch eine Erhöhung der 
Aborte bei rauchenden Schwangeren gegenüber 
denen, die nicht rauchen. Wenn festgestellt wird, 
daß die perinatale Sterblichkeit der Kinder rauchen- 
der Mütter nur unwesentlich erhöht ist, so muß 
berücksichtigt werden, daß solche Schwangeren 
wesentlich häufiger ihr Kind schon vor der Geburt 
verlieren, als Nichtraucherinnen. Die Häufigkeit 
wird unterschiedlich angegeben, sie schwankt zwi- 
schen 2,6 V. H. bei nichtrauchenden bis zu 8,8 v. H, 
bei rauchenden Schwangeren. Problematisch ist 
sicher eine Abortfrequenz auf der Basis von Befra- 
gungen von Müttern anzustellen, die zur Entbin- 
dung in eine Klinik gekommen sind. Hier ver- 
mischen sich unterschiedliche Faktoren, Mey und 
Görg fanden mit dieser Methodik bei insgesamt 
2010 Fällen eine Häufigkeit vorangegangener Fehl- 
geburten von 9,2 V. H. bei nicht rauchenden und von 
32,5 V. H. (!) bei rauchenden Schwangeren, die zur 
Entbindung gekommen waren. Wenn man der Hypo- 
these Bedeutung zumißt, daß Nikotin einen mobili- 
sierenden Einfluß auf den an sich ruhig gestellten 
Gebärmuttermuskel hat, dann könnte sogar dieser 
Extremwert Gültigkeit haben. Dieser Wirkungs- 
zusammenhang gewinnt an Bedeutung, wenn man 
die Frage prüft, ob die Frühgeburtenhäufigkeit 
unterschiedlich ist, je nachdem ob die Schwangeren 
rauchen oder nicht. Auch hier ergeben sich überein- 
stimmend Befunde, die dem Rauchen in der Schwan- 
gerschaft eine erhöhte Frühgeburtenhäufigkeit an- 
lasten. Die Unterschiede im Vergleich beider Grup- 
pen und die absoluten Werte gehen zwar stark aus- 
einander, die Grundaussage, daß Raucherinnen mehr 
Frühgeburten haben, die zugleich immer auch eine 
erhöhte perinatale Sterblichkeit aufweisen,' wird all- 
gemein bestätigt. Nicht zuletzt ist dieser Faktor mit- 
bestimmend für das durchschnittlich geringere Ge- 
burtsgewicht der Kinder rauchender Mütter. Daraus 
wiederum erklärt sich der Befund, daß untergewich- 
tige Kinder nichtrauchender Mütter gefährdeter sind 
als die rauchender Mütter, denn jene sind besonders 
häufig nicht voll ausgetragene Kinder, während es 
sich bei den Raucherinnen häufiger um der Tragzeit 
nach „reife" Kinder handelt, die aber während der 
Schwangerschaft unterversorgt wurden. 

Über die Häufigkeit von Mißbildungen gibt es eben- 
falls sehr widersprüchliche Mitteilungen. Beim der- 
zeitigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
läßt sich nicht mit Sicherheit sagen, ob die beim 
Rauchen aufgenommenen Schadstoffe eine mißbil- 
dungsfördernde Wirkung haben oder nicht. Auffal- 
lend ist, daß die Untersuchung über den Einfluß des 
Rauchens der Väter zu dem Ergebnis kommt, daß 
die Kinder solcher Väter erhöht Mißbildungen auf- 
weisen. Diese, wie alle anderen Untersuchungen 
zum selben Problembereich, bedürfen der Über- 
prüfung. 
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Die Säuglingssterblichkeit, also die Sterblichkeit bis 
zum Ende des ersten Lebensjahres, ist von einem 
Bündel unterschiedlicher Faktoren abhängig. Da der 
Faktor Rauchen hieraus nicht isoliert werden kann, 
sondern immer von mehreren anderen Faktoren 
überlagert wird, lassen sich keine Angaben über den 
Einfluß des Rauchens auf die Säuglingssterblichkeit 
machen. Untersuchungen dazu sind nicht bekannt. 
Eine Fortschreibung der bereits angeführten Er- 
kenntnisse auf die Säuglingszeit macht es wahr- 
scheinlich, daß wegen der ungünstigeren Start- 
chancen von Kindern rauchender Mütter eben nicht 
nur die perinatale Frühsterblichkeit, sondern auch 
die Säuglingssterblichkeit erhöht sein muß. 

Schließlich hat Rauchen während der Schwanger- 
schaft offenbar auch einen Einfluß auf die Gesund- 
heit der Mutter und von daher wiederum einen wei- 
teren Einfluß auf das Ungeborene. Die Mitteilungen 
sind auch darüber uneinheitlich. Werden alle Kom- 
plikationen während der Schwangerschaft zusam- 
mengefaßt, muß angenommen werden, daß Rauchen 
ihre Häufigkeit verstärkt. Die Meinungen klaffen 
um so stärker auseinander, je weiter diese Kompli- 
kationen aufgegliedert werden. Allerdings ergeben 
sich auch dann noch wichtige Aussagen, wenn fest- 
gestellt wird, daß eine bestimmte Form solcher 
Komplikationen, die Präeklampsie, bei Raucherinnen 
zwar seltener auftritt, daß jedoch dann, wenn sie 
eintritt, ein höheres Sterberisiko für das Kind ge- 
geben ist. Gerade diese Feststellung zeigt, wie kom- 
pliziert und letztlich in vielen Einzelheiten noch 
ungeklärt die Zusammenhänge zu sehen sind, so daß 
schließlich nur die Aussage als völlig gesichert gel- 
ten kann, die an den Anfang gestellt wurde: Daß 
Rauchen während der Schwangerschaft nachteilige 
Folgen für das Ungeborene hat, kann vernünftiger- 
weise nicht mehr bezweifelt werden. 


2. Passivrauchen 

In ihrer Antwort vom 9. Mai 1974 (Drucksache 
7/2070) sagt die Bundesregierung als „Schluß- 
bemerkung", daß es unverantwortlich wäre, so 
lange zu warten, bis tatsächlich eine „Strecke" 
von Kranken, Erwerbsunfähigen und Toten vor- 
gewiesen werden könne, die dem Passivrauchen 
zum Opfer gefallen sei. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 
a) Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, eine Kommission kompetenter Wis- 
senschaftler, der auch Arbeitsmediziner an- 
gehören sollten, mit der Untersuchung der 
Frage zu beauftragen, ob die Gesundheit des 
„Passivrauchers" gefährdet wird? 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort vom 
9. Mai 1974 (Drucksache 7/2070) bereits die Gründe 
genannt, die sie veranlassen, davon auszugehen, 
daß es die angesprochene Gesundheitsgefährdung 
tatsächlich gibt. 

Schon 1969 hat die Kommission zur Prüfung gesund- 
heitsschädlicher Arbeitsstoffe der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft zur Gesundheitsgefährdung 
von Nichtrauchern durch Tabakschwelprodukte fest- 


gestellt, daß empfindliche Personen durch Nikotin 
oder andere Tabakrauchbestandteile geschädigt wer- 
den können. Auch könne die krebserzeugende Wir- 
kung von Tabakrauch beim passiven Rauchen nach 
dem derzeitigen Stand der wissenschaftlichen Er- 
kenntnis nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden. 
Das Bundesgesundheitsamt hat 1974 darauf hinge- 
wiesen, daß bei Nichtrauchern durch Tabakrauch 
Krankheiten wie z. B. Schleimhautentzündungen, 
Bronchitiden und Entzündungen anderer Teile der 
Atemwege hervorgerufen werden können, so wie 
passives Rauchen die Aufnahme möglicherweise 
krebserzeugender Stoffe bedeutet. Damit ist deutlich 
daß der Nichtraucher einer zusätzlichen Umwelt- 
belastung ausgesetzt wird. Insoweit sind bereits 
heute vorbeugende Maßnahmen gerechtfertigt. Auch 
liegen grundsätzliche Entscheidungen der Gerichte 
vor, die ausführen, daß das Risiko bei der Abwä- 
gung zwischen dem Verzicht auf den Rauchgenuß 
seitens der Raucher und den möglichen Gesundheits- 
schäden auf Seiten der Passivraucher nicht den letz- 
teren aufgebürdet werden kann. In einem anderen 
Urteil zieht das Gericht ausdrücklich Artikel 2 Abs. 
2 GG heran. 

Zur Klärung der noch offenen wissenschaftlichen 
Fragen könnte der Bildung einer Sachverständigen- 
Kommission grundsätzlich zugestimmt werden. Die 
Kommission hätte die Aufgabe, bereits vorliegende 
oder zukünftige Untersuchungsergebnisse kritisch 
zu analysieren. Neue Forschungsvorhaben erschei- 
nen ohne eine solche Vorprüfung wenig sinnvoll. 
Sie sind wegen der erforderlichen Langzeitunter- 
suchungen auch sehr kostspielig. 


2. b) Wie läßt sich der Nichtraucherschutz in Gast- 
stätten, öffentlichen Verkehrsmitteln (ein- 
schließlich Taxis und Mietwagen) und Kran- 
kenhäusern verbessern? 

Zweifellos gibt es zahlreiche Gaststätten, die eine 
räumliche Trennung in Raucher- und Nichtraucher- 
zonen vornehmen könnten, wenn sie dazu angehal- 
ten werden. Positive Erfahrungen aus Kurorten wie 
z. B. Bad Nauheim und Bad Neuenahr bestätigen 
das. Auch ist auf einen Großversuch bei den Auto- 
bahnraststätten zu verweisen. Eine gleiche Aktion 
in Bahnhofsgaststätten könnte erwogen werden. Ein 
allgemeiner Zwang wird jedoch kaum ausgeübt wer- 
den können. Nach § 4 Abs. 3 des Gaststättengeset- 
zes vom 5. Mai 1970 (BGBl. I S. 465, ber. S. 1298) 
können die Landesregierungen durch Rechtsverord- 
nung die Mindestanforderungen bestimmen, „die 
an die Lage, Beschaffenheit, Ausstattung und Ein- 
teilung der Räume im Hinblick auf die jeweilige 
Betriebsart und Art der zugelassenen Getränke und 
Speisen" zu stellen sind. 

Die Landesregierungen haben von diesen Ermäch- 
tigungen durch Rechtsverordnungen zur Ausführung 
des Gaststättengesetzes Gebrauch gemacht. 

Im Rahmen der Erarbeitung des Nichtraucherschutz- 
programms wird die Bundesregierung zusammen 
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mit den zuständigen Länderbehörden prüfen, ob auf 
diese Rechtsgrundlage eine Verpflichtung gestützt 
werden könnte, daß Gaststätten Vorkehrungen zum 
Schutz von Nichtrauchern treffen. 

Bezüglich der öffentlichen Verkehrsmittel ist bereits 
ein erster Schritt getan. Bekanntlich führt die Deut- 
sche Bundesbahn Raucher- und Nichtraucherabteile 
im Verhältnis 50 : 50. Im Nahverkehr hat sie diese 
Relation inzwischen weiter zugunsten der Nicht- 
raucher erhöht. Im Bezirks- und Nahverkehr ist die- 
ses Verhältnis noch günstiger, weil hier alle Sitz- 
plätze der Halbgepäckwagen und die 2. Klasse- 
Plätze der gemischtklassigen Wagen - mit Ausnah- 
me einer Bauart - ausnahmslos als „Nichtraucher" 
geführt werden. Dadurch wird erreicht, daß das tat- 
sächliche Verhältnis Raucher- zu Nichtraucherplätzen 
in diesen Zügen - je nach Zuglänge 2 : 3 bzw. 3 : 4 
zugunsten der Nichtraucher beträgt. Ebenso wie 
es für den Bereich des allgemeinen Gaststättenge- 
werbes angestrebt wird, soll geprüft werden, ob in 
Speisewagen eine Zonentrennung vorgesehen wer- 
den kann. 

Auch die Flugverkehrsgesellschaften haben der An- 
regung der Bundesregierung folgend, Nichtraucher- 
zonen oder ganze Kabinenteile für Nichtraucher 
reserviert. Bei verschiedenen Gesellschaften wird 
der Fluggast vor Reiseantritt befragt, in welchem 
Teil des Flugzeugs er seinen Platz wünscht. So regelt 
sich diese Angelegenheit bereits weitgehend nach 
Nachfrage und Angebot. 

Vorschriften, die unter anderem einen Nichtraucher- 
schutz zum Ziele haben, enthalten im übrigen 

— die Verordnung über den Betrieb von Kraft- 
fahrerunternehmen im Personenverkehr 
(BOKraft) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. Juli 1960 (BGBL I S. 553) 

— die Verordnung über den Bau und Betrieb der 
Straßenbahnen (BOStrab) vom 31. August 1965 
(BGBl. I S. 1513) 

sowie 

— die Verordnung über die Allgemeinen Beförde- 
rungsbedingungen für den Straßenbahn- und 
Obusverkehr sowie den Linienverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen vom 27. Februar 1970 (BGBl. I S. 230). 

Danach ist es dem Fahrpersonal von Stadtbahnen, 
Straßenbahnen, Obussen und Linienbussen grund- 
sätzlich untersagt, während der Beförderung von 
Fahrgästen zu rauchen. 

Für Fahrgäste besteht ein generelles Rauchverbot in 
O- und Linienbussen; in Stadt- und Straßenbahnen 
darf nur dann geraucht werden, wenn besondere 
Fahrzeuge bzw. Abteile dafür zugelassen sind. 

Die in Kürze zu erwartende Neufassung der Verord- 
nung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen 
im Personenverkehr wird darüber hinaus „Nicht- 
raucher-Taxen" vorsehen. In diesen besonders ge- 
kennzeichneten Taxen darf der Fahrgast ebenfalls 
nicht rauchen. Eine weitere Neuerung stellt die Ein- 
führung von Raucher- und Nichtraucher-Zonen in 
den Omnibussen des Ausflugs-, Ferienzielreise- und 
Mietomnibusverkehrs dar. 


Im Rahmen des Nichtraucherschutzprogramms wer- 
den die genannten Regelungen dahin zu überprüfen 
sein, ob aus der geübten Praxis heraus zusätzliche 
Maßnahmen erforderlich sein werden. 

Eine Regelung des Nichtraucherschutzes in Kran- 
kenhäusern ist der Bundesregierung nicht möglich. 
Dies liegt allein in der Kompetenz der Krankenhaus- 
träger. Nach Auskunft der Deutschen Krankenhaus- 
gesellschaft besteht ein generelles Rauchverbot auf- 
grund von Hausanordnungen nicht. Die Bundes- 
regierung wird jedoch an die Deutsche Kranken- 
hausgesellschaft und die Krankenhausträger heran- 
treten und sie bitten, über das bereits bisher geübte 
Ausmaß hinaus um den Schutz der Nichtraucher in 
Krankenhäusern bemüht zu sein. Hierbei bietet sich 
der Rückgriff auf Aktionen an, wie sie bereits seit 
längerer Zeit die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung in Köln gestartet hat bzw. künftig plant. 


2. c) Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
durch die Änderung der Eisenbahnverkehrs- 
ordnung im Jahre 1977 gewährte Rauch- 
erlaubnis in den Seitengängen von Nicht- 
raucherwagen aufrechterhalten werden soll? 

Das Rauchverbot im Seitengang wurde im Jahre 
1967, einem Beschluß des Internationalen Eisenbahn- 
verbandes (UIC) folgend, aufgehoben. Maßgebend 
für diese Entscheidung waren im wesentlichen fol- 
gende Gründe; 

1. In den gemischtklassigen Seitengangwagen (AB- 
Wagen, d. h. 1./2. Klasse-Wagen) liegen in jeder 
Wagenhälfte Raucher- und Nichtraucherabteile 
ohne weitere Trennung nebeneinander. 

2. Ein Rauchverbot ist vor Nichtraucherabteilen - 
selbst bei einklassigen Seitengangwagen (A- 
bzw. B- Wagen) - nicht durchsetzbar, weil von 
den Fahrgästen nicht verlangt werden kann, so- 
wohl beim Suchen eines Sitzplatzes als auch beim 
Aufsuchen des Speisewagens, des Schreibabteils 
oder der Toilette eine brennende Zigarre oder 
dgl. auszumachen. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen des Nicht- 
raucherschutzprogramms prüfen, ob die im Jahre 
1967 gewährte Raucherlaubnis in den Seitengängen 
von Nichtraucherwagen wieder aufgehoben werden 
kann oder ob andere geeignete Möglichkeiten ge- 
geben sind, darauf hinzuwirken, daß das Rauchen 
vor Nichtraucherabteilen unterbleibt. 


2. d) Enthält der von der Bundesregierung verab- 
schiedete Entwurf der Arbeitsstättenordnung 
Vorschriften zum Schutz von Nichtrauchern 
am Arbeitsplatz und verneinendenfalls war- 
um nicht? 

Die Arbeitsstättenverordnung, die inzwischen am 
20. März 1975 erlassen worden ist (BGBl. I S. 729), 
schreibt in § 5 vor, daß in Arbeitsräumen während 
der Arbeitszeit ausreichend gesundheitlich zuträg- 
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liehe Atemluft vorhanden sein muß. Diese Bestim- 
mung hat auch Bedeutung für die Verunreinigung 
der Luft durch Tabakrauch. Eine Regelung des Nicht- 
raucherschutzes in Pausen-, Bereitschafts- und Liege- 
räumen ist in § 32 enthalten. Der Arbeitgeber ist 
künftig verpflichtet, in Erholungsräumen geeignete 
Maßnahmen zum Schutz des Nichtrauchers vor Be- 
lästigung durch Tabakrauch zu treffen. 

In Ausfüllung und zur Ergänzung der Vorschriften 
der Arbeitsstätten- Verordnung sollte der Schutz der 
Nichtraucher vor Belästigungen durch Tabakrauch 
am Arbeitsplatz durch betriebliche oder organisato- 
rische Maßnahmen innerhalb der Unternehmen er- 
reicht werden. 

Eine derartige Regelung kann Gegenstand einer 
Betriebsvereinbarung nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes sein, für deren Zu- 
standekommen sowohl der Arbeitgeber als auch 
der Betriebsrat ein Initiativrecht haben. In einer 
Betriebsvereinbarung können die individuellen Be- 
lange und Bedürfnisse der Arbeitnehmer und die 
örtlichen Gegebenheiten der einzelnen Betriebe be- 
rücksichtigt werden. Das würden staatliche Vor- 
schriften mit pauschalen Regelungen, etwa einem 
generellen Rauchverbot am Arbeitsplatz, nicht in 
gleicher Weise sicherstellen können. Ein generelles 
Rauchverbot am Arbeitsplatz wäre ein starker Ein- 
griff in die Rechte und in die Persönlichkeitssphäre 
der Raucher. Zumindest dort, wo Belange der 
Nichtraucher nicht berührt sind, wäre ein allgemei- 
meines Rauchverbot zu weitgehend. 

Mit den neuen Vorschriften der Arbeitsstätten- 
Verordnung und mit innerbetrieblichen Regelungen 
sollten zunächst Erfahrungen gesammelt werden. 
Erst dann kann entschieden werden, ob weiter- 
gehende staatliche Regelungen zum Schutz des 
Nichtrauchers am Arbeitsplatz erforderlich sind. 


2. e) Weshalb gibt es für die Bundesbehörden 
keinen Erlaß zugunsten von Bediensteten 
und Behördenbesuchern, wie ihn beispiels- 
weise die Länder Bayern und Baden-Würt- 
temberg erlassen haben? 

Der Interessenausgleich zwischen Rauchern und^ 
Nichtrauchern regelt sich zwar weitgehend durch 
entsprechendes Verständnis und durch die gegen- 
seitige Rücksichtnahme der Beteiligten. Vielfach ist 
jedoch der Schutz des Nichtrauchers noch unbe- 
friedigend. Gewisse Richtlinien können in dieser 
Situation als ausdrückliche „Spielregeln" sehr nütz- 
lich sein. Die Bundesregierung hat deshalb bereits 
seit längerem Überlegungen zur Vorbereitung sol- 
cher Regelungen angestellt. 

Auf Grund eines Beschlusses des Ausschusses für 
Organisationsfragen „§ 9 der Gemeinsamen Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien, Allgemeiner 
Teil, GGO I, vom 19. November 1974" hat der Bun- 
desminister des Innern unter Beteiligung des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
ein Rundschreiben an die obersten Bundesbehörden 


erlassen, das einheitliche Empfehlungen für die 
Regelung des Nichtraucherschutzes in den Bundes- 
behörden geben soll. 


2. f) Treffen Behauptungen zu, daß die Atemluft 
in Innenräumen, namentlich Büro- und Ar- 
beitsstätten, eine ähnliche Beeinträchtigung 
erfährt, wie die Luft auf Straßen und Plätzen 
in Großstädten durch Autoabgase? 

Es ist nicht auszuschließen, daß unter besonders 
ungünstigen Bedingungen in Arbeitsräumen eine 
Beeinträchtigung der Luftqualität auftreten kann, 
die hinsichtlich bestimmter Verunreinigungsstoffe 
derjenigen der Straßenluft ähnlich ist. Es sei darauf 
hingewiesen, daß die Arbeitsstätten-Verordnung 
eine Bestimmung enthält, wonach während der 
Arbeitszeit in Arbeitsräumen ausreichend gesund- 
heitlich zuträgliche Atemluft vorhanden sein muß. 
Sollte die Luft durch Tabakrauch gesundheitlich un- 
zuträglich sein, ist der Arbeitgeber zur Abhilfe ver- 
pflichtet. 


2. g) Treffen Untersuchungen zu, nach denen Kin- 
der, deren Eltern rauchen, wesentlich häufi- 
ger an Entzündungen der Atemwege erkran- 
ken, als andere Kinder? 

Epidemiologische Untersuchungen zu diesem Thema 
sind in der Bundesrepublik bislang nicht durch- 
geführt worden. Es sind jedoch Untersuchungs- 
ergebnisse aus einer Langzeitstudie an 2000 Kindern 
aus London bekannt, denen zufolge Kinder, deren 
beide Elternteile rauchten, im ersten Lebensjahr 
doppelt so häufig an Erkrankungen der Atemwege 
litten als Kinder, deren Eltern nicht rauchten. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß dieses Er- 
gebnis durch gezielte epidemiologische Unter- 
suchungen auch für die Verhältnisse in der Bundes- 
republik bestätigt würde, wie sich aus der Unter- 
suchung über die Auswirkungen des väterlichen 
Zigarettenkonsums auf die perinatale Sterblichkeit 
ablesen läßt. Auf diese Untersuchung von Mau und 
Netter wurde in der Antwort zu Frage 1 dieser 
Anfrage eingegangen. 


3. Werbung und andere Strukturfragen des Ziga- 
rettenmarktes 

a) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Zigarettenwerbung der öffentlichen 
Hand (Bundesbahn und Bundespost, kom- 
munale Verkehrsbetriebe) zu reduzieren oder 
zu untersagen? 

Im Rahmen der „freiwilligen Vereinbarung zur Be- 
schränkung der Werbung auf dem deutschen 
Zigarettenmarkt", hat sich die Zigarettenindustrie 
dahin gehend beschränkt, auf, an oder in öffent- 
lichen Verkehrsmitteln nicht zu werben (vgl. Be- 
kanntmachung über die vertragliche Werbebeschrän- 
kung der Zigarettenindustrie nach § 8 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 27. No- 
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vember 1972. - BAnz. Nr. 229 vom 7. Dezember 
1972). 

Ausgenommen ist 

a) die Werbung an Stätten eigener Leistung, 

b) die Werbung in Schiffen, Flugzeugen und Eisen- 
bahnzügen, die nicht nur innerhalb Deutschlands 
verkehren. 

Die Beteiligten haben sich darüber hinaus verpflich- 
tet, je Bundes-, Stadtbahn-, Untergrundbahn-, Klein- 
bahn- und Omnibus-Bahnhofsgebäude sowie je 
Flughafengebäude nur einen Großflächenstandort 
oder nur eine Ganzstelle mit Plakaten zu belegen. 
Dazu enthält die vertragliche Werbebeschränkung 
Erläuterungen, was unter Flughafengebäude etc. zu 
verstehen ist. 

Obwohl es wünschenswert wäre, daß die Zigaretten- 
werbung in, an oder auf Einrichtungen der Bundes- 
bahn, der Bundespost und kommunaler Verkehrs- 
betriebe gänzlich entfällt, läßt sich dies derzeit nicht 
verwirklichen. Ein Verbot dieser Werbung allein im 
Bereich der Einrichtungen der öffentlichen Hand 
wäre unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten 
nicht haltbar, zumal z. B. die Deutsche Bundesbahn 
gemäß § 28 des Bundesbahngesetzes verpflichtet ist, 
wie ein Wirtschaftsunternehmen nach kaufmänni- 
schen Grundsätzen geführt zu werden. Das Auf- 
sichtsrecht des Bundesministers für Verkehr gemäß 
§ 14 des Bundesbahngesetzes würde ein Verbot der 
Zigarettenwerbung im Bereich der Deutschen Bun- 
desbahn nicht decken. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es 
nicht darum gehen kann, einseitige Werbeverbote 
in, an oder auf Einrichtungen der öffentlichen Hand 
durchzusetzen, die letztlich nur demonstrativen Wert 
hätten, insgesamt gesehen jedoch wirkungslos blei- 
ben müßten, weil die relativ geringen Werbeetats 
für die in diesem Bereich bereits stark einge- 
schränkte Werbung leicht auf andere Werbeträger 
mit gleich hoher Impulsdichte verlagert werden 
können. Die Werbeintensität würde durch ein ein- 
seitiges Verbot für Einrichtungen der Öffentlichen 
Hand nicht verringert. Werbung für Tabakerzeug- 
nisse ist Teil der Wirtschaftswerbung und damit 
Bestandteil der freien Marktwirtschaft. Die Frage 
der Werbebeschränkung für die als gesundheits- 
schädlich anzusehenden Tabakerzeugnisse stellt sich 
deshalb grundsätzlich und umfassend, nicht speziell 
für den engen Bereich von Einrichtungen der öffent- 
lichen Hand. Sie wurde im Zusammenhang mit den 
Beratungen zur Reform des Lebensmittelrechts aus- 
führlich erörtert; ein totales Werbeverbot für 
Tabakerzeugnisse außerhalb der Verkaufsstellen 
fand keine Mehrheit. 


3. b) Wie hoch sind die seit 1970 gezahlten Prä- 
mien für geernteten Rohtabak in der EG und 
in den einzelnen Staaten der EG? 


Prämien für Rohtabakblätter folgende Ansätze bzw. 
tatsächlich erfolgte Ausgaben ausgewiesen (1 Rech- 
nungseinheit = 3,66 DM) : 

Haushaltsjahr 


1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 (Entwurf) 

Für die Erzeugung deutscher Rohtabaksorten sind 
folgende Prämien aus EG-Mitteln gezahlt worden: 


Ernte jahr 

1000 DM 

= 1000 RE 

1970 

_ 

— 

1971 

29 752 

8 129 

1972 

41 867 

11 439 

1973 

54 928 

15 008 

1974 

55 115 

15 059 

Insgesamt 

181 662 

49 634 


Unterlagen über die tatsächlichen Zahlungen aufge- 
schlüsselt nach Mitgliedstaaten je Erntejahr liegen 
nicht vor. 

Zur Information wird auf folgendes hingewiesen: 

Ein unmittelbarer Vergleich der tatsächlichen Aus- 
gaben nach den EG-Haushalten und den tatsächlich 
geleisteten Zahlungen durch die Bundesrepublik 
Deutschland je Erntejahr ist insofern nicht möglich, 
als die tatsächlichen Zahlungen nach den EG-Haus- 
halten auf das Kalenderjahr (also für Mengen aus 
mehreren Ernte jahren) abgestellt sind. Hinzu 
kommt, daß insbesondere in Italien die Prämien in 
den ersten Jahren mit großer Verzögerung gezahlt 
wurden, außerdem jährlich ca. 6000 bis 8000 t Roh- 
tabake zur Intervention gelangt sind, für die keine 
Prämien gezahlt werden. In den übrigen Mitglied- 
staaten wurden die Prämien dagegen zügig aus- 
bezahlt und bisher keine Tabake interveniert. 


tatsächliche Ausgaben 

1000 RE 
100 000 
73 764 
101 952 
118 270 
141 000 
166 400 


Nach den von den einzelnen Mitgliedstaaten produ- 
zierten Erntemengen (Durchschnitt der Jahre 1970 
bis 1972) und unter Berücksichtigung der Höhe der 
Prämien je Tabaksorte (gewogenes Mittel) ergeben 
sich folgende Anteile der einzelnen Mitgliedstaaten 
an den Ausgaben der EG für Rohtabakprämien: 


Italien 

Frankreich 

Deutschland 

Belgien 


= rd. 53 V, H., 
= rd. 36 V. H., 
= rd. 10 V.H., 
- rd. 1 V. H. 


(Die übrigen Mitgliedstaaten haben keine Roh- 
tabakerzeugung.) 


Steuervorteile nach dem Tabaksteuergesetz für 
Zigaretten und Rauchtabak mit einem bestimmten 
Anteil an inländischem Tabak sind mit dem Inkraft- 
treten der Marktorganisation für Rohtabak weg- 
gefallen. 


In den Haushalten der Europäischen Gemeinschaft 
sind für nach der Gemeinsamen Marktordnung für 
Rohtabak (Verordnung Nr. 727/70) zu zahlende 


3. c) Von der Zigarettenindustrie wurde im Zuge 
der Beratungen der Reform des Lebensmit- 
telr^chts mehrfach ausgeführt, daß die Wer- 
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bung für „leichte"' und „milde" Zigaretten 
besonders aufklärend wirke. Treffen dem- 
gegenüber neuere Aussagen zu, wonach ein 
Raucher beim Übergang zu nikotinarmen 
Zigaretten wesentlich mehr raucht und damit 
auch mehr Teer, Kohlenmonoxyd und andere 
Rauchinhaltsstoffe aufnimmt (so Dr. Rüssel, 
London)? 

Die Zigarettenindustrie hat sicherlich zu Recht dar- 
auf hingewiesen, daß die Werbung nicht unwesent- 
lich zu einer Umschichtung der „Rauchgewohnhei- 
ten" beigetragen hat. Sie hatte Erfolg mit ihrer 
Werbung für Filterzigaretten, danach für „leichte 
Zigaretten" und, wie es scheint, nunmehr auch für 
jene Zigaretten, die nach der Verordnung über 
nikotinarmen und nikotinfreien Tabak als im Rauch 
nikotinfrei bezeichnet werden dürfen. Das sind „Er- 
folge", die man bei Waschmitteln, bei Körperpflege- 
mitteln, nicht zuletzt auch bei Brotaufstrich, wie 
Maragarine, feststellen kann und die verbunden 
scheinen mit einer kritischeren Verbrauchereinstel- 
lung. Allerdings wird man sich zu fragen haben, ob 
nicht die Zigarettenindustrie in Erkenntnis der sich 
abzeichnenden Konsequenzen aus den Ergebnissen 
von Untersuchungen über die gesundheitlichen 
Schäden des Zigarettenrauchens, sozusagen „vor- 
beugend", gerade diese Entwicklung betrieben hat. 
Das wäre ihr gutzuschreiben. Wenn jedoch der Ein- 
druck entstehen sollte, diese Entwicklung ließe sich 
soweit fortsetzen, daß Zigarettenrauchen eines 
Tages gesundheitlich unbedenklich wird, dann muß 
schon jetzt gesagt werden: dies ist falsch. Die ge- 
sundheitlichen Folgeschäden des Rauchens werden 
sich noch weiter senken lassen, jedoch nicht soweit, 
daß Rauchen seine Bedeutung als Risikofaktor für 
eine ganze Reihe von Erkrankungen verliert. Ein 
gesundheitlich unbedenkliches Rauchen kann es 
nicht geben. 

Ganz ohne Frage aber ist die zu verzeichnende Ent- 
wicklung mit einer Abschwächung des gesundheit- 
lichen Risikos der Raucher verbunden. Das ist zu 
begrüßen. Nicht von der Hand zu weisen ist gleich- 
zeitig, daß leichtere Zigaretten als gesundheitlich 
unbedenklicher angesehen und in verstärktem Um- 
fange konsumiert werden. Dies ist wahrscheinlich. 
Untersuchungen darüber sind nicht bekannt. 

Legt man den Konsum zugrunde, kann der Eindruck 
entstehen, daß die Auffassung, Raucher, die auf 
nikotinärmere Zigaretten übergehen, würden um 
so mehr rauchen, weil sie schließlich Wirkung ver- 
spüren möchten, nicht zutrifft. 1972 war gegenüber 
dem Vorjahr ein Plus von 0,8 v. H. zu verzeich- 
nen-, 1973 gab es ein Minus in derselben Höhe, 1974 
jedoch einen Anstieg um 1,8 v. H. gegenüber dem 
Vorjahr, wobei die gestiegenen Mengen aus dem 
benachbarten Ausland legal eingeführter Zigaretten 
unberücksichtigt geblieben sind. Das ist kein nen- 
nenswerter Mehrverbrauch. Berücksichtigt man die 
Ergebnisse von Untersuchungen über die aufgenom- 
menen Schadstoffmengen, so ergibt sich sogar, daß 
trotz der geringfügig ansteigenden Konsummengen 
ein deutlicher Rückgang des Gefährdungsgrades 
eingetreten sein kann. Schon im Jahr 1972 konnte 
die doppelte Menge von Zigaretten geraucht werden 


wie im Jahr 1961, und doch hatte man nur denselben 
Schadstoffgehalt aufgenommen. Das ist ohne Frage 
ein Gewinn, nicht zuletzt der Zigarettenindustrie. 

Wenngleich anzunehmen ist, daß eine gewisse Ent- 
schärfung der gesundheitlichen Gefahren durch das 
Rauchen erreicht werden konnte, Anlaß zur Sorg- 
losigkeit gegenüber diesem gesundheitlichen Pro- 
blem besteht nicht. 

Trifft es zu, daß nicht nur eine Tendenzwende beim 
Zigarettenangebot festzustellen ist - weg von der 
schweren, hin zu der leichten Zigarette - sondern 
auch ein Umschwung bei der Entscheidung für oder 
gegen das Rauchen zugunsten der Letzteren, dann 
wäre es wahrscheinlich, daß diejenigen, die weiter- 
hin rauchen, nunmehr jedoch „leichtere Zigaretten", 
von diesen mehr rauchen und letztlich doch Schad- 
stoffmengen aufnehmen, die über denen bei gedros- 
seltem Konsum „schwererer Zigaretten" liegen kön- 
nen. 

Der Markterfolg des neuen Angebots nahezu niko- 
tinfreier Zigaretten ist positiv zu beurteilen. Nach- 
denklich stimmt, daß gleichzeitig der Modetrend zu 
filterlosen, „schwarzen Zigaretten" ebenfalls anzu- 
halten scheint. Hier zeigen sich ebenso wie bei den 
zunehmend stärker aufkommenden inhalationsfähi- 
gen Pfeifentabaken und Kleinzigarren Tedenz- 
umschwünge, die erkennbar werden lassen, wie 
weit entfernt die tatsächliche Verbrauchersituation 
noch von einer gesundheitspolitisch duldbaren Lage 
entfernt ist. 


3. d) Trifft es zu, daß man mit „leichten" und 
„milden" Marken den erstmaligen Konsu- 
menten, namentlich Jugendliche und Frauen, 
besser gewinnen kann, als mit „schweren"? 

Aus dem vorhandenen Zahlenmaterial läßt sich nicht 
eindeutig ableiten, ob mit „leichten" oder „milden" 
Marken neue Konsumenten, die bislang nicht ge- 
raucht haben, besser zu gewinnen sind, als mit 
„schweren" Zigaretten. Die Entscheidung für oder 
gegen das Rauchen wird nur unwesentlich von dem 
Produkt beeinflußt, mit dem die Probierhandlungen 
vorgenommen worden sind. Wenn sich die Erkennt- 
nisse aus wissenschaftlichen Untersuchungen auf 
das Konsumverhalten übertragen lassen, die fest- 
stellen, daß Raucher stark extravertiert, d. h. auf 
„Außen Wirkung" bedacht sind und damit verbunden, 
eine besondere Risikobereitschaft haben, dann 
könnte sogar angenommen werden, daß jugendliche 
Raucher aus diesen „Prestigegründen" die schwere- 
ren Zigaretten, die „Schwarzen" vorziehen, während 
die älteren Raucher eine gesundheitsbewußtere Ein- 
stellung haben und zu den „leichten" Marken grei- 
fen. Aus Einzelbeobachtungen kann man sehr wohl 
den Eindruck haben, daß männliche Jugendliche in 
nicht unbeträchtlichem Umfang die filterlosen 
schwarzen Zigaretten bevorzugen. Bei den weib- 
lichen Jugendlichen dürften die Verhältnisse etwas 
anders liegen. Gerade dieser Zusammenhang zeigt, 
weshalb „Furöhtappelle" bei jugendlichen Rauchern 
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unangebracht sind, sie verstärken nur die ohnehin 
vorhandene Risikotendenz. Andererseits ergibt sich 
aus dieser Situation auch die besondere gesundheit- 
liche Gefährdung junger Menschen, die rauchen. 
Sie rauchen relativ mehr als andere, sie rauchen 
„schwere“ Zigaretten, sie inhalieren stark und rau- 
chen die Zigaretten ganz auf. Damit nehmen sie 
erheblich größere Mengen von Schadstoffen auf und 
verkürzen somit die Latenzzeit bis zum Eintritt 
körperlicher Schädigung. 


4. „Nikotinfreie" Zigaretten 

Mitte August dieses Jahres haben zwei Zigaret- 
tenkonzerne in der Bundesrepublidi zwei „niko- 
tinfreie" Zigarettenmarken herausgebracht bzw. 
angekündigt. Wird der Verbraucher durch die 
Bezeichnung bzw. Werbung mit „nikotinfrei" 
nicht darüber getäuscht, daß der Zigarettenrauch 
auch bei solchen Marken die vorgenannten 
anderen chemischen Stoffe enthält, es sich also 
nicht um eine „unschädliche" Zigarette handelt? 
Treffen derartige Überlegungen auch zu für die 
Bezeichnung bzw. Werbung mit „nikotinarm im 
Rauch"? Hält es die Bundesregierung für zweck- 
mäßig, die derzeitigen Vorschriften hierüber 
(vgl. Verordnung über nikotinarmen und niko- 
tinfreien Tabak vom 12. Mai 1939 - RGBl. I 
S. 912) beizubehalten? Sind die „nikotinfreien" 
bzw. „nikotinarmen" Zigaretten eher geeignet, 
Nichtraucher zu Rauchern zu machen als Raucher 
„starker" Marken auf derartige Marken „um- 
steigen" zu lassen? Gibt es über derartiges Kon- 
sumverhalten Unterlagen bzw. statistisches Ma- 
terial? Geben die mathematischen Trendanaly- 
sen über den Verbrauch an Nikotin und Rauch- 
kondensat in der Bundesrepublik von Professor 
Jürgen Timm, Universität Bremen (vgl. Beiträge 
zur Tabakforschung, Band 7, Heft 4, April 1974) 
Aufschlüsse über das vorbezeichnete Konsum- 
verhalten? 

Für die Kennzeichnungsregelungen im Rahmen der 
Verordnung über nikotinarme und nikotinfreie 
Tabake von 1939 war die Überlegung maßgebend, 
daß nach den damaligen Erfahrungen ein Nikotin- 
gehalt von 0,03 V. H., das sind etwa zwei Zehn- 
tausendstel Gramm, als praktisch wirkungslos an- 
zusehen ist. Dementsprechend erschien die Angabe 
„im Rauch nikotinfrei" vertretbar, insbesondere um 
den Herstellern einen Anreiz zu geben, das Nikotin 
so weit als möglich zu entfernen. Analog wurde in 
der Kaffeeverordnung für die Bezeichnung „koffein- 
frei" verfahren. 

Unter Zugrundelegung der neuesten Erkenntnisse, 
nach denen mit der Entfernung des Nikotins durch 
das dabei benutzte technische Verfahren auch eine 
Verminderung der Substanzen erreicht wird, die 
den Teergehalt der Zigaretten beim Rauchen bilden, 
dennoch aber die gesundheitsschädliche Wirkung 
von Zigaretten weitgehend erhalten bleibt, er- 
scheint eine andere Beurteilung geboten. 

Es ist zutreffend, daß die Gefahr besteht, durch die 
Kennzeichnung „im Rauch nikotinfrei“ den Eindruck 
zu vermitteln, als handele es sich um eine gesund- 
heitlich unbedenkliche Zigarette. Diese kann es nicht 
geben. Aus diesem Grunde ist eine Neuregelung 
des gesamten Fragenkomplexes vorgesehen. Wie 


bereits in der Antwort auf die Frage 3 Buchstabe d 
dieser Anfrage ausgeführt wurde, hat die Art des 
Produktes nach allgemeiner Auffassung nur eine 
nachgeordnete Bedeutung für die Entscheidung für 
oder gegen das Rauchen überhaupt. Allerdings ist 
festzustellen, daß die beachtlichen Markterfolge der 
neuen Zigarettenmarken offensichtlich dem Bedürf- 
nis entgegenkommen, das mit dem Rauchen ver- 
bundene Risiko möglichst zu verringern. Das geht 
auch aus der Marktveränderung seit Einführung der 
leichten Marken hervor. Der Anteil der Filter- 
zigaretten stieg bis 1963 auf rd. 78 v. H. Dieser 
Trend setzte sich bis 1973 fort und erreichte dort 
85 V. H. der insgesamt verbrauchten Zigaretten. Der 
Anteil von Zigaretten mit der Kennzeichnung 
„nikotinarm im Rauch“ erreichte 1973 rd. 26 v. H. 
aller verkauften Zigaretten. Aus dieser Entwicklung 
ist abzulesen, daß sich das Konsumverhalten ins- 
gesamt verändert hat, also auch Raucher „starker“ 
Marken auf die leichteren Zigaretten umgestiegen 
sein müssen. Spezielle Statistiken über diese Ver- 
änderungen des Konsumverhaltens liegen nicht vor, 
wohl aber Marktstatistiken der Zigarettenindustrie, 
aus denen sich die erfolgten Umschichtungen er- 
sehen und ggf. auch in ihrer Bedeutung für die 
Nikotin- und Kondensatbelastung der Raucher be- 
rechnen lassen. Darauf basieren u. a. die Trend- 
analysen von Prof. Timm, aus denen sich jedoch 
keine speziellen Angaben über das Konsumverhal- 
ten, wie es mit der Frage angesprochen ist, ergeben. 
Wesentliche Aussage dieser Trendanalyse ist, daß 
die Nikotin- und Kondensatbelastung um 27 v. H. 
bzw. 28 V. H. abgenommen haben, obwohl der pro- 
Kopf- Verbrauch im Untersuchungszeitraum von 1961 
bis 1972 zugenommen hat. Diese erfreuliche Fest- 
stellung darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
dennoch die gesundheitlichen Folgeschäden des 
Rauchens im selben Zeitraum nicht so weit zurück- 
gedrängt werden konnten, wie es dem Stand der 
Erkenntnis nach hätte möglich sein können, eine 
der Fragen, die nunmehr zur Entscheidung anstehen. 
Sie wird als eine vorrangige Maßnahme zur Durch- 
führung des neuen Lebensmittel- und Bedarfsgegen- 
ständegesetzes angesehen. Grundlage dafür bietet 
der in § 21 des Gesetzes vorgesehene Ermächti- 
gungskatalog. Bei der vorgesehenen Neuregelung 
wird besonders darauf geachtet, daß der Verbrau- 
cher vor Irreführungen geschützt und über die Risi- 
ken beim Gebrauch von Tabakerzeugnissen voll 
unterrichtet wird. Auf diese Zusammenhänge hat 
der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit bereits im Deutschen Bundestag hinge- 
wiesen. 


5. Zigarettenautomaten 

Hält die Bundesregierung eine Einschränkung 
des Zigarettenverkaufs aus Automaten für zu- 
lässig und nötig? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß Ziga- 
rettenautomaten nicht nur Verkaufsgeräte sind, 
sondern durch die Art ihrer Aufmachung auch 
Werbeträger darstellen? Wie ist es miteinander 
zu vereinbaren, daß nach dem Jugendschutz- 
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gesetz Jugendliche unter 16 Jahren keine Alko- 
holika erwerben können, wohl aber zu Zigaret- 
ten durch den Automatenverkauf freien Zugang 
haben? 

Die Bundesregierung würde es aus gesundheits- 
politischen Erwägungen begrüßen, wenn eine Ein- 
schränkung des Automatenverkaufs von Zigaretten 
erreicht werden könnte. Sie würde dies als einen 
Fortschritt ihrer Bemühungen werten, einen zu- 
nehmenden Anteil der Bevölkerung zu bewegen, 
auf das Rauchen wegen seiner nachteiligen gesund- 
heitlichen Folgen zu verzichten. Gemäß dem Grund- 
satz, die Wahlfreiheit des Verbrauchers möglichst 
unangetastet zu lassen, sieht sie jedoch keine Mög- 
lichkeit, den Automatenverkauf von Zigaretten 
durch gesetzliche Regelungen einzuschränken. Da 
50 V. H. der verkauften Zigaretten über Automaten 
abgegeben werden, würde es einen erheblichen Ein- 
griff in die Wahlfreiheit des Verbrauchers bedeuten, 
wenn der Automatenverkauf reglementiert wird. 
Der Verkauf einer Ware über Automaten ist heute 
eine Verkaufsform, die sich in vielen Branchen be- 
währt hat. Im Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21, Februar 1962, mit dem die sog. Residenz- 
pflicht, d. h. die Bindung der Automaten, die von der 
Ladenschlußregelung ausgenommen sind, an Laden- 
geschäfte aufgehoben wurde, wird zudem gleich- 
zeitig ausgeführt, daß Aufstellen und Betreiben von 
Automaten eine gewerbliche Tätigkeit ist, die zu- 
gleich Inhalt eines selbständigen Berufes sein kann. 
Ein reglementierender Eingriff würde deshalb für 
den mittelständischen Tabakwarengroßhandel, der 
seinen Gesamtumsatz zu etwa 60 v. H. über diese 
Automaten erreicht, einen schwerwiegenden Ein- 
griff bedeuten, der rechtlich nicht zu vertreten ist. 

Für Innenautomaten in Betrieben und anderen Ein- 
richtungen, die Betrieben gleichzusetzen sind, z. B. 
öffentlichen Einrichtungen, die als Dienstleistungs- 
betriebe für ihren Publikumsverkehr Zigaretten- 
automaten bereithalten, muß die Situation anders 
gesehen werden. In Betrieben, die Jugendliche unter 
16 Jahren beschäftigen, hat der Arbeitgeber gemäß 
§ 44 des Jugendarbeitsschutzgesetzes sicherzustel- 
len, daß Tabakwaren an diese Jugendlichen nicht 
abgegeben werden. Dieses Verbot ist in § 31 Abs. 2 
des Entwurfs zum neuen Jugendarbeitssschutzgesetz 
aufrecht erhalten worden. Da bei allgemein zugäng- 
lichen Verkaufsautomaten nicht verhindert werden 
kann, daß sich auch Jugendliche unter 16 Jahren 
dort bedienen, das gesetzliche Abgabeverbot also 
umgangen werden kann, wird mit den durch die 
Landesregierungen bestimmten Aufsichtsbehörden 
zu prüfen sein, wie die Einhaltung der gesetzlichen 
Bestimmungen zu gewährleisten ist. Die Bundes- 
regierung wird Gelegenheit nehmen im Rahmen 
eines Aktionsprogramms zur Verhütung und Ein- 
dämmung des Alkoholmißbrauchs, das gemeinsam 
mit den Bundesländern durchgeführt werden soll, 
diese Fragen einer Lösung zuzuführen, da sich hier 
parallel dasselbe Problem für die Abgabe alkoho- 
lischer Getränke stellt. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß zumindest hier eine Gleichbehand- 
lung von alkoholischen Getränken und Tabakwaren 
erreicht werden muß. Da es kein generelles Ver- 


triebsverbot an Jugendliche gibt, können derartige 
Überlegungen nicht auch auf die Außenautomaten 
erweitert werden, zumal dann ein absolutes Verbot 
für die Abgabe von Zigaretten durch Automaten 
ausgesprochen werden müßte, weil anders die Be- 
nutzung durch Jugendliche unter 16 Jahren nicht zu 
verhindern wäre. 

Die Einschränkung der freien Verfügbarkeit von 
Tabakerzeugnissen ist bestenfalls als eine flankie- 
rende Maßnahme für die Programme anzusehen, 
die es sich zum Ziel gesetzt haben, insbesondere 
junge Menschen davon zu überzeugen, daß es ge- 
sünder ist, nicht zu rauchen. Diejenigen, die rauchen 
wollen, werden immer eine Möglichkeit finden, 
ihren Bedarf zu decken, auch dann, wenn es über- 
haupt keine Zigarettenautomaten geben sollte. 
Selbst die unmittelbare Nachkriegszeit, in der 
Tabakerzeugnisse praktisch nicht verfügbar waren, 
hat die Mehrzahl der Raucher nicht davon abhalten 
können, dennoch zu rauchen. Sie suchten nach 
„Ersatztabaken", die ihr gesundheitliches Risiko 
noch vergrößerten. Aus dieser Sicht sollte der Ver- 
trieb von Zigaretten durch Automaten nicht über- 
bewertet werden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist nicht aus- 
zuschließen, daß Zigarettenautomaten auch eine ge- 
wisse Werbewirkung haben. Da sie jedoch darauf 
nicht besonders abgestellt sind und zumeist nur die 
Aufschrift „Zigaretten" tragen, muß der Werbe- 
effekt äußerst gering sein, vergleicht man dazu die 
sonstige Aufmachung der Werbung für diese Pro- 
dukte. 


6. Aufklärung 

Wie kommt es, daß man bei Behörden kaum 
jemals ein Poster der Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung sieht? Müßte nicht die 
Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden auf diesem Sektor verstärkt werden, 
damit vor allem auch die kommunalen Jugend-, 
Gesundheits- und Schulämter in die Aufklä- 
rungskampagne eingeschaltet werden? 

Welche Möglichkeiten der Aufklärung in Rund- 
funk und Fernsehen gibt es? 

Es ist zweifelsohne zutreffend, daß die Poster und 
sonstigen Medien der Bundeszentrale für gesund- 
heitliche Aufklärung in Behörden noch nicht in dem 
Umfange aufzufinden sind, wie dies hätte erwartet 
werden können. Allerdings ist es nicht so, daß diese 
Bemühungen bislang ohne Erfolg geblieben sind. 
Ein Teil der benutzten Materialien ist zudem 
anonym, d. h. der Absender Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung ist nicht erkennbar. Auch 
dadurch wird das Bild etwas verfälscht. 

Von den obersten Bundesbehörden haben sich 
einige Bundesministerien an den Aktionen beteiligt, 
so der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung, der Bundesminister der Verteidigung, der 
Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen, der 
Bundesminister des Innern, selbstverständlich der 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 


9 



Drucksache 7/3597 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


heit, um nur einige zu nennen. Ähnliches gilt für 
die nachgeordneten Bundesbehörden. Bei der in der 
Antwort zu 2 Buchstabe e erwähnten Versendung 
eines Rundschreibens des Bundesministers des 
Innern an die obersten Bundesbehörden gelangten 
entsprechende Aufklärungsmaterialien der Bundes- 
zentrale für gesundheitliche Aufklärung zur Ver- 
teilung, deren Nachbestellung angeregt wird. Nahe- 
zu in allen Bundesländern sind in Ministerien und 
anderen Behörden die Aufklärungsmaterialien der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung zu 
finden. Auch die Stadt- und Kreisverwaltungen 
haben sich in der gleichen Form beteiligt. Um den 
Erfolg bemessen zu können, muß man sich die 
Schwierigkeiten vorstellen, die derartigen Auf- 
klärungsaktionen entgegenstehen. Da ist der Wider- 
stand der Behördenleiter und Verwaltungsbeamten, 
die selbst rauchen. Da ist die allgemeine Hemmung 
der Nichtraucher gegenüber den Rauchern, die mit 
spöttischen Bemerkungen nicht zurückhalten. Und 
da ist die Erstmaligkeit der Aktion selbst. Die Poster 
gefallen nicht immer, man wird dazu ein größeres 
Angebot machen müssen. Schließlich spielen selbst 
Kleinigkeiten eine mitentscheidende Rolle, z. B. ob 
die angeklebten Poster möglicherweise den Tür- 
anstrich beschädigen. Dies zusammengenommen er- 
klärt, weshalb ein hochgespannter Erwartungs- 
horizont bislang unerreicht bleiben mußte. 

Die Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden sowie mit den Trägern der Freien Wohl- 
fahrtspflege ist gut, jedoch noch zu intensivieren. 
Die Schwierigkeit liegt in der dezentralisierten Zu- 
ständigkeit, bei der die Bundeszentrale für gesund- 
heitliche Aufklärung nur Schrittmacherdienste lei- 
sten und koordinierend tätig sein kann. Die Maß- 
nahmen verlangen zudem eine finanzielle Eigen- 
beteiligung, da aus Mitteln des Bundes im allge- 
meinen nur die Entwicklungskosten der Medien und 
eine „Probeauflage" finanziert werden können. Die 
Komplementärmittel stehen nicht immer und vor 
allem nicht in ausreichendem Umfange zur Ver- 
fügung. Teilweise haben Eigenaktivitäten Vorrang 
vor Gemeinschaftskampagnen; dies alles ist mitbe- 
stimmend. 

Bei der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä- 
rung besteht ein Ständiger Arbeitskreis der Gesund- 
heitserziehungsreferenten der Länder und ein er- 
weiterter Arbeitskreis, dem die Landesvereinigun- 
gen für Gesundheitserziehung sowie andere Träger 
mit gleicher Aufgabenstellung angehören. Diese 
Koordinierungsinstrumente werden voll genutzt, sie 
haben sich auch bewährt, reichen allein jedoch nicht 
immer aus, um auf allen Ebenen die Multiplikatoren 
zu erreichen, die an sich erreichbar sein könnten. 
Da nicht in allen Ländern zentrale Einrichtungen für 
die gesundheitliche Aufklärung vorhanden sind, ist 
der institutionelle Rahmen nicht gegeben, in dem 
sich Programme leichter organisieren lassen. Eine 
positive Entwicklung ist jedoch zu erkennen. 

Gesundheitliche Aufklärung will eine Verhaltens- 
änderung erreichen. Sie versucht gesundheitliche 
Risiken zu verdeutlichen und die Risikofaktoren- 
träger zu motivieren, sich gesundheitsgerecht zu 


verhalten. Dazu reichen die Informationen in aller 
Regel nicht aus, die sich über Funk und Fernsehen 
verbreiten lassen. Lediglich dann, wenn bereits eine 
gewisse Bereitschaft zur Verhaltensänderung be- 
steht, geben solche Informationen zusätzliche Im- 
pulse. Dennoch erreichen die über Funk und Fern- 
sehen gegebenen Informationen einen hohen Auf- 
merksamkeitsgrad und sind deshalb besonders ge- 
eignet, bestimmte Zusammenhänge in den Vorder- 
grund und damit in das Bewußtsein der Bevölkerung 
zu heben. Ohne allzu große gesundheitserzieherische 
Erwartungen daran zu knüpfen, braucht man diese 
Einblendungen, um schnell eine große Informations- 
dichte zu erreichen, von der aus sich dann ver- 
tiefende, auf einzelne Zielgruppen abgestellte Maß- 
nahmen mit besserem Erfolg durchführen lassen. 
Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
hat dazu längere Fernsehfilme und Kurzeinblendun- 
gen zwischen 30 Sekunden und zwei Minuten be- 
nutzt, u. a. zum Thema Rauchen. Da die Fernseh- 
anstalten nur beschränkte Möglichkeiten haben, in 
den Abendprogrammen Sendezeit für solche Ein- 
blendungen kostenfrei zur Verfügung zu stellen, 
sind die Möglichkeiten der Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung stark begrenzt. 


7. Tabaksteuer 

Die Mitgliedsverbände der Deutschen Haupt- 
stelle gegen Suchtgefahren (DHS) haben in einer 
Resolution vom 8. Oktober 1973 ausgeführt, daß 
die finanzielle Ausstattung der Arbeiten bez. 
der Suchtgefahren und Suchtschäden im Hinblick 
auf die Steuereinnahmen des Staates aus dem 
Verbrauch von Tabak und Alkohol völlig unzu- 
reichend sei. Hält die Bundesregierung die von 
der DHS und anderen Organisationen erhobene 
Forderung mindestens ein Promille der Tabak- 
steuer der gesundheitlichen Aufklärung über 
Raucherschäden zuzuführen für eine realistische 
Forderung? Hält die Bundesregierung eine teil- 
weise Zweckbindung dieser Steuereinnahmen 
(etwa nach dem Vorbild des § 258 Branntwein- 
monopolgesetz von 1918 oder des Mineralöl- 
steuergesetzes) für gesundheitliche Aufklärung 
für zulässig oder angebracht? Inwieweit ist nach 
Ansicht der Bundesregierung die Höhe der 
Tabaksteuer ein geeignetes Mittel den Konsum 
zu steuern? Wie wird unter diesem Gesichts- 
punkt die Tabaksteuer in anderen europäischen 
Staaten eingesetzt? 

Die Forderung, mindestens ein Promille der Ein- 
nahmen aus Tabaksteuern für Maßnahmen der 
gesundheitlichen Aufklärung über die Folgeschäden 
des Rauchens bereitzustellen, erweckt den Eindruck, 
als ob dieser Themenbereich zum Ödland der ge- 
sundheitlichen Aufklärung gehört. Das Gegenteil ist 
richtig. 

Die dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit nachgeordnete Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung führt seit Jahren eine 
spezielle Anti-Raucher-Kampagne durch, die sich an 
junge Menschen richtet und unter dem Slogan steht 
„Der neue Trend - no smoking please". Dafür wer- 
den jährlich 500 000 DM bereitgestellt. Für beson- 
dere Maßnahmen bei der Bundeswehr oder zur 
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Patientenanspradie über die Wartezimmer der nie- 
dergelassenen Ärzte flössen weitere Mittel ab. Die 
Entwicklung von Unterrichtseinheiten, deren Druck 
und Streuung verlangten weitere Mittel. Die um- 
fassenden Maßnahmen gegen das Mißbrauchsver- 
halten, zu dem auch das Rauchen gerechnet wird, 
waren 1974 allein mit 2,5 Millionen DM ausge- 
stattet. Rechnet man die institutioneilen und sonsti- 
gen Zuschüsse für die Deutsche Hauptstelle gegen 
die Suchtgefahren, für die Bundesvereinigung für 
Gesundheitserziehung, für die Deutsche Zentrale 
für Volksgesundheit sowie die anteiligen Kosten 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
hinzu, so ergibt sich ein Betrag, der eher über denn 
unter demjenigen liegt, der durch ein Promille aus 
den Tabaksteuern zu erwarten wäre. Bezogen auf 
1974 wären das rd. 9 Millionen DM. 

Allergrößte haushaltswirtschaftliche und steuer- 
rechtliche Bedenken stehen dem Vorschlag entgegen, 
Teile des Tabaksteueraufkommens einer gesetz- 
lichen Zweckbindung zu unterziehen. Dies wider- 
spricht dem Wesen der Steuer und dem Gesamt- 
deckungsprinzip aller Steuereinnahmen. Da bereits 
jetzt die Ausgaben des Bundes fast vollständig als 
gebunden anzusehen sind, ist die Einführung einer 
weiteren festen Ausgabenverpflichtung nicht zu ver- 
treten. Bei der gegebenen Sachlage ist vielmehr 
daran zu denken, den jährlichen Entscheidungs- 
spielraum der Bundesregierung für eine Prioritäten- 
setzung in verschiedenen Aufgabengebieten tenden- 
ziell zu erweitern, um in der Verwendung der 
öffentlichen Mittel einen höchstmöglichen Nutzen 
zu erreichen. 

Die Tabaksteuer ist kein geeignetes Mittel, den 
Konsum an Tabakerzeugnissen zu drosseln. Der 
geringfügige Rückgang des pro-Kopf-Umsatzes nach 
der letzten Steuererhöhung im Jahr 1972 ist bereits 
im Folge jahr wieder ausgeglichen worden. Eine Er- 
höhung der Tabaksteuer, die in der Bundesrepublik 
Deutschland schon vergleichsweise hoch ist, würde 
sicher dazu führen, daß der Bedarf nach Möglichkeit 
noch stärker als bisher im Ausland gedeckt wird, 
was insbesondere für die Bewohner grenznaher 
Bezirke durch volle Ausschöpfung der hohen ab- 
gabefreien Mengen für Reisende - aus EG-Ländern 
300, sonstige Länder 200 Stück — Bedeutung hätte. 
Das könnte nur dann vermieden werden, wenn die 
Tabaksteuer in den Nachbarstaaten auf das Niveau 
in der Bundesrepublik Deutschland angehoben 
würde. Damit ist aber nicht zu rechnen. Die jahre- 
langen Bemühungen, die Tabaksteuer in den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zu harmonisieren und damit erhebliche Preis- 
unterschiede abzubauen, haben bisher nur geringe 
Fortschritte erbracht. Mit einer Angleichung der 
Steuerbelastung für Zigaretten kann deshalb nicht 
gerechnet werden. Ein hoher Steuersatz aber würde 
jedoch auch dazu anhalten, die preisgünstigeren 
Erzeugnisse zu kaufen, die womöglich ein noch 
höheres gesundheitliches Risiko haben. Daß diese 
Entwicklung so angenommen werden muß, ergibt 
sich aus einer Untersuchung, die von der Zigaretten- 
industrie durchgeführt worden ist. Sie ist unter dem 
Titel „Die Auswirkungen der Tabaksteuererhöhung 


vom 1. September 1972 auf die Länge der Zigaretten- 
stummel in der Bundesrepublik Deutschland“ ver- 
öffentlicht worden. Die Untersuchung kommt zu 
dem einleuchtenden Ergebnis, daß als Folge der 
Verteuerung der Zigaretten weiter aufgeraucht 
werde. Das erklärt einerseits den geringfügigen 
Absatzrückgang, es bestätigt andererseits jedoch die 
Erhöhung des gesundheitlichen Risikos auch dann, 
wenn nicht auf billigere Zigaretten gewechselt wird. 
Eine Grundregel der gesundheitlichen Aufklärung 
über die Verminderung der Gefahren des Rauchens 
lautet: Gönnen Sie sich einen langen Stummel. Im 
letzten Drittel der Zigarette, das selbst gewisse 
Filterfunktionen hat, reichern sich die Schadstoffe 
beim Rauchen an. Deshalb soll man die Zigarette 
nur zu zwei Drittel rauchen und diese Empfehlung 
verpufft, wenn Zigaretten teurer werden. Auf die 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An- 
frage über die Auswirkungen des Zigaretten- 
rauchens (Drucksache 7/2070) wird auch in diesem 
Zusammenhang verwiesen. 

über den Einsatz der Tabaksteuer als Mittel der 
Konsumsteuerung ist nur bekannt, daß lediglich in 
Schweden eine Beraterkommission der Regierung 
jährliche Steuererhöhungen vorgeschlagen hat, auf 
die sich gleichartige Forderungen beziehen. Dieser 
Vorschlag ist Teil eines 10-Jahres-Programms, das 
bislang nicht abschließend behandelt worden ist. 


8. Regelmäßige Zahlenveröffentlichung 

Die Zahlen der Verkehrsopfer in der Bundes- 
republik werden von den Verkehrsministern 
des Bundes und der Länder vom Statistischen 
Bundesamt in Wiesbaden etc. monatlich und 
vierteljährlich zum Teil in noch kürzeren Zeit- 
abständen (z. B. nach Feiertagen) bekanntgege- 
ben und in den Massenmedien veröffentlicht. 
Weiche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
da die Morbiditätszahlen durch Raucherschäden 
um ein Mehrfaches höher liegen, diese Zahlen 
ebenfalls in regelmäßigen Zeitabständen be- 
kanntzugeben? 

Anders als bei den Verkehrsopfern oder bestimmten 
Erkrankungen, die auf eine einzige auslösende 
Ursache zurückzuführen sind, handelt es sich bei 
den Folgeschäden durch das Rauchen um Krank- 
heitsbilder, die in gleicher Form auch durch andere 
Ursachen ausgelöst werden können. Rauchen ist ein 
wichtiger Risikofaktor für die Entstehung von Herz- 
und Kreislauferkrankungen, insbesondere für den 
Herzinfarkt. Andere Faktoren wie hoher Blutdruck, 
Übergewicht, Zuckerkrankheit oder deren Vorläufer 
und erhöhte Blutfettwerte kommen hinzu. Welcher 
dieser Risikofaktoren letztlich den Ausschlag gibt, 
läßt sich nicht sagen. Aus den großen Reihenunter- 
suchungen, auf die in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage über die Auswirkungen des Zigaretten- 
rauchens (Drucksache 7/2070) Bezug genommen 
worden ist, lassen sich statistische Häufigkeiten 
errechnen, die angeben, wie groß der Einfluß des 
Rauchens auf die Frühsterblichkeit, auf die über- 
höhte Krankheitshäufigkeit und für bestimmte 
Krankheitsgruppen ist. Diese Übersicht wurde zur 
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Verdeutlichung der sozialen Folgen in der Vorbe- 
merkung zu dieser Antwort noch einmal wiederholt. 
Weitergehende Beredinungen lassen sich nidit 
durchführen. Derzeit sieht die Bundesregierung des- 
halb keine Möglichkeiten, Morbiditätszahlen für die 
Folgekrankheiten durch das Rauchen zu gewinnen, 
die dem Anspruch genügen, der üblicherweise an 
derartige Statistiken zu stellen ist. 


Schlußbemerkung 

Tabakerzeugnisse erweisen sich in zunehmendem 
Maße als gesundheitsschädliche Genußmittel. Kä- 
men sie heute erstmals auf den Markt, würden sie 
nach den geltenden Bestimmungen des Lebensmittel- 
gesetzes nicht mehr zugelassen, da ihre gesundheit- 
liche Unbedenklichkeit nicht bewiesen, ihre gesund- 
heitsschädigende Wirkung jedoch nicht mehr in 
Frage gestellt werden kann. 

Zwischen dem durch den Schwelbrand des Tabaks 
erzeugten Rauch, den der Raucher einatmet und 
dem von ihm wieder ausgeatmeten Rauch sowie 
demjenigen, der zwischen den einzelnen Zügen in 
die Raumluft gelangt, bestehen keine grundsätz- 
lichen Unterschiede, über die gesundheitliche Ge- 
fährdung des Passivrauchens entscheidet nur die 
Konzentration des Tabakrauches in der Raumluft 
und die Zeit, in der Nichtraucher dieser Einwirkung 
ausgesetzt sind. Zwar wird die gesundheitliche Ge- 
fährdung des Passivrauchens nur selten an die- 
jenige des Raudiers selbst herankommen, Abschwä- 
chung aber bedeutet nicht Aufhebung der Gefähr- 
dung. In welch paradoxer Situation sich der Nidit- 
raucher befindet, der am Arbeitsplatz oder anders- 
wo mit einem oder mehreren Rauchern zusammen 
sein muß, läßt sich erkennen, wenn man sich vor- 
stellt, es seien keine Raucher, sondern Anhänger 
eines Räucherkults, die in mehr oder minder großen 
Zeitabständen Räucherstäbchen abbrennen. Ihr 
Rauch enthält neben den Aroma- ebenfalls Schad- 
stoffe, und wir würden es als ganz selbstverständ- 
lich ansehen, daß dieser Unfug vom Arbeitgeber 
oder, wer immer für die Zuträglichkeit des „Raum- 
klimas" zuständig ist, untersagt wird. Es ist auch 
ganz selbstverständlich, daß die Vielzahl derjenigen, 
die gerne Schlagermusik hören, nur ganz selten 
Gelegenheit haben werden, sie auch am Arbeits- 
platz einzustellen. Nur der Raucher darf in aller 
Regel dem Nichtraucher zumuten, den von ihm be- 
reits einmal eingeatmeten Rauch nun seinerseits, ob 
er will oder nicht, ebenfalls einzuatmen. Legt man 
die Definition der Weltgesundheitsorganisation für 
den Begriff Gesundheit zugrunde, derzufolge Ge- 
sundheit nicht lediglich die Abwesenheit von Krank- 
heit und Schwäche bedeutet, sondern völliges kör- 
perliches, geistig-seelisches und soziales Wohlbe- 
finden beinhaltet, wird erkennbar, daß Passiv- 


rauchen auch ohne den Nachweis körperlicher Schä- 
digungen als eine Gesundheitseinbuße anzusehen 
ist. 

Das Problem des Passivrauchens wird zu eng und 
einseitig gesehen. Deshalb hat die Bundesregierung 
in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage aus dem 
Jahre 1974 (Drucksache 7/2070) den Standpunkt 
markiert, daß es unverantwortlich wäre, so lange 
zu warten, bis die gesundheitlichen Schäden tatsäch- 
lich eingetreten und statistisch erfaßbar sind, die 
schon jetzt als hinreichend sicher angenommen 
werden müssen. 

Es liegt noch nicht lange zurück, da wurde durch 
Hinweis in öffentlichen Verkehrsmitteln die Ein- 
haltung allgemeiner hygienischer Grundregeln ge- 
fördert. Man konnte lesen: „Huste oder niese nicht 
anderen Leuten ins Gesicht." Wie lange wird es 
brauchen, bis sich gleiche hygienische Grundregeln 
für das Rauchen durchsetzen, denn sicher ist zu- 
mindest, daß Passivrauchen eine Beeinträchtigung 
des Wohlbefindens darstellt. Was rechtfertigt eigent- 
lich die Abweichung von der durch die Weltgesund- 
heitsorganisation vorgezeichneten Leitlinie zugun- 
sten des Rauchens? 

Daß das Rauchen während der Schwangerschaft für 
das Ungeborene nachteilige Folgen hat, kann ver- 
nünftigerweise nicht mehr bezweifelt werden. Ob- 
wohl anzuerkennen ist, daß jede Form der „Zwangs- 
entwöhnung" schwangerer Frauen wiederum Nach- 
teile auch für das Ungeborene mit sich bringen 
kann, muß durch geeignete Maßnahmen der ge- 
sundheitlichen Aufklärung und durch vernünftige 
Appelle an die gesundheitliche Sorgfaltspflicht der 
werdenden Mutter, insbesondere für eine wesent- 
lich bessere Inanspruchnahme der Schwangerenvor- 
sorge als einer speziellen individuellen Hilfe, der 
Versuch gemacht werden, das Rauchen während der 
Schwangerschaft möglichst ganz einzuschränken. 

Rauchen erweist sich zunehmend als gesundheits- 
politischer Konfliktfall. Auch darauf wurde in der 
früheren Antwort bereits eingehend hingewiesen. 
Um diesen Konfliktfall zu lösen, genügt es nicht, 
immer wieder die Ergebnisse wissenschaftlicher 
Untersuchungen anzuzweifeln, wenngleich es wis- 
senschaftlich legitim ist, auch scheinbar Selbstver- 
ständliches infrage zu stellen. Es bedarf nicht des 
mehrfach bestätigten Nachweises eines Kausal- 
zusammenhanges, wenn der statistische Zusammen- 
hang belegbar ist und die zu erwartenden Auswir- 
kungen als wahrscheinlich angenommen werden 
müssen. Gesundheitspolitisch steht man nunmehr 
vor dem Problem, entweder präventiv zu entschei- 
den und all die Schwächen und möglichen Konse- 
quenzen in Kauf zu nehmen, die auch mit einem 
„Indizienurteil" verbunden sind oder abzuwarten, 
bis in großer Zahl das eingetreten ist, von dem man 
beim jetzigen Stand der Erkenntnisse annehmen 
muß, daß es eintreten wird. 
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